
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE C-221/89

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
JEAN MISCHO

vom 13. März 1991 *

Herr Präsident,
meine Henen Richter!

1. Der sachliche und rechtliche Zusammen­
hang, in dem die beiden Rechtssachen ste­
hen, auf die sich diese Schlußanträge bezie­
hen, ist dem Gerichtshof wohlbekannt.
Diese Rechtssachen sind nämlich Teil einer
Reihe von Verfahren, die die verschiedenen
Maßnahmen zum Gegenstand haben, die
das Vereinigte Königreich sowie Irland seit
1983 nacheinander ergriffen haben, um das
zu bekämpfen, was im Englischen als
„quota hopping" bezeichnet wird, das heißt
das Vorgehen, das dem Vereinigten König­
reich zufolge in der „Plünderung" seiner
Fangquoten durch Schiffe besteht, die unter
britischer Flagge fahren, jedoch nicht wirk­
lich britische Schiffe sind. Die Vorge­
schichte der britischen Maßnahmen ist in
dem Beschluß im Verfahren der einstwei­
ligen Anordnung zusammengefaßt, den der
Präsident des Gerichtshofes am 10. Oktober
1989 in der Rechtssache 246/89 R (Kom­
mission/Vereinigtes Königreich, Slg. 1989,
3125) erlassen hat.

2. Wie sich aus Nr. 3 des Sitzungsberichts
in den beiden Rechtssachen ergibt, haben
die hier angegriffenen britischen Rechtsvor­
schriften, die aus dem Jahre 1988 stammen,
die Errichtung eines neuen Registers vorge­
sehen, in das nunmehr alle britischen Fi­
schereifahrzeuge einschließlich derjenigen
einzutragen sind, die bereits in das frühere
allgemeine Register aufgrund des Seehan­
delsgesetzes von 1894 eingetragen waren. In
das neue Register können jedoch nur dieje­
nigen Fischereifahrzeuge eingetragen wer­

den, die die in Section 14 des Gesetzes von
1988 festgelegten Voraussetzungen erfüllen.

3. Nach Section 14 (1) dieses Gesetzes
kann ein Fischereifahrzeug, soweit der Ver­
kehrsminister keine Ausnahmegenehmigung
erteilt, nur dann in das neue Register einge­
tragen werden, wenn

k ,,a) es in britischem Eigentum steht,

b) es vom Vereinigten Königreich aus
operiert und sein Einsatz von dort aus
geleitet und überwacht wird und

c) sein Charterer, Manager oder Betreiber
eine berechtigte Person oder Gesell­
schaft ist".

Gemäß Section 14 (2) gilt ein Fischereifahr­
zeug dann als in britischem Eigentum ste­
hend, wenn das rechtliche Eigentum (legal
ownership) insgesamt einer oder mehreren
berechtigten Personen oder Gesellschaften
und das wirtschaftliche Eigentum (beneficial
ownership) einer oder mehreren berechtig­
ten Gesellschaften oder zu mindestens 75 %
einer oder mehreren berechtigten Personen
zusteht. Nach Section 14 (7) ist „berech­
tigte Person" eine Person, die britischer
Bürger ist sowie im Vereinigten Königreich
ihren Aufenthaltsort und ihr Domizil hat,
und „berechtigte Gesellschaft" eine Gesell­
schaft, die im Vereinigten Königreich einge-

* Originalsprache: Französisch.
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tragen ist, die dort ihren Hauptsitz (princi­
pal place of business) hat, deren Gesell­
schaftskapital zu mindestens 75 % einer
oder mehreren berechtigten Personen oder
Gesellschaften gehört und deren Geschäfts­
führer zu mindestens 75 % aus berechtigten
Personen bestehen.

4. Die zu prüfende Frage besteht darin, ob
und inwieweit die Aufstellung solcher Vor­
aussetzungen für die Registrierung von Fi­
schereifahrzeugen mit dem Gemeinschafts­
recht und insbesondere mit den Artikeln
7, 52 und 221 EWG-Vertrag vereinbar
ist. In dem Vertragsverletzungsverfahren
(C-246/89) sind nur die Voraussetzungen in
bezug auf die Staatsangehörigkeit der ge­
nannten natürlichen oder juristischen Perso­
nen im Streit. In dem Vorabentscheidungs-
verfahren (C-221/89) sind auch die Voraus­
setzungen in bezug auf den Aufenthaltsort
und das Domizil dieser Personen oder bei
Gesellschaften in bezug auf ihren Hauptsitz
sowie in bezug auf den Ort des Betriebes,
der Leitung und der Überwachung der
Schiffe zu prüfen, und zwar gemäß der
zweiten Vorlagefrage. Angesichts der Fra­
gen des vorlegenden Gerichts und der
schriftlichen Erklärungen der Beteiligten
werden bei dieser Prüfung die den Mitglied­
staaten in diesem Bereich zustehenden
Kompetenzen und ihre völkerrechtlichen
Verpflichtungen (erste Vorlagefrage in der
Rechtssache C-221/89) sowie die Ziele der
gemeinsamen Fischereipolitik und insbeson­
dere des Quotensystems (dritte Vorlage­
frage in der Rechtssache C-221/89) zu be­
rücksichtigen sein. Die vierte Vorlagefrage
in der Rechtssache C-221/89 schließlich be­
trifft die Tatsache, daß das Gesetz von 1988
auch auf Fischereifahrzeuge Anwendung
findet, die im alten Register eingetragen wa­
ren, deren Registrierung aber grundsätzlich
am 31. März 1989 endete, da sie nicht alle
neuen Voraussetzungen erfüllten.

I — Zum Umfang der Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Regi­
strierung von Fischereifahrzeugen

5. Es ist unbestritten, daß für die Festlegung
der Voraussetzungen für die Registrierung
von Fischereifahrzeugen beim gegenwär­
tigen Stand des Gemeinschaftsrechts die
Mitgliedstaaten zuständig sind. Der Ge­
richtshof hat dies im Urteil vom 19. Januar
1988 in der Rechtssache 223/86 (Pesca Va­
lentia, Sig. 1988, 83, Randnr. 13) bestätigt
und ausgeführt, daß die Gemeinschaftsver­
ordnungen auf dem Gebiet der Fischerei
sich zwar auf Fischereifahrzeuge bezögen,
die „die Flagge eines Mitgliedstaates füh­
ren" oder dort „registriert" seien, es jedoch
den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten
überlassen, diese Begriffe näher zu bestim­
men.

6. Daraus folgt jedoch nicht, daß die Mit­
gliedstaaten diese Zuständigkeit völlig frei
und in Abweichung von den Grundsätzen
des Gemeinschaftsrechts ausüben könnten.

7. Im Urteil vom 21. Juni 1988 in der
Rechtssache 127/87 (Kommission/Grie­
chenland, Slg. 1988, 3333, Randnr. 7) hat
der Gerichtshof an seine ständige Recht­
sprechung erinnert (siehe auch Urteil vom 7.
Juni 1988 in der Rechtssache 57/86, Grie­
chenland/Kommission, Slg. 1988, 2855),
wonach

„die Ausübung der den Mitgliedstaaten ver­
bliebenen Zuständigkeiten auf dem Gebiet
der Währungspolitik es ihnen nicht erlauben
[kann], einseitig Maßnahmen zu ergreifen,
die der Vertrag untersagt".

8. Ohne daß auf die Frage eingegangen
werden müßte, ob das Registrierungsrecht
eine den Mitgliedstaaten verbliebene Zu­
ständigkeit ist oder ob die Gemeinschaft in
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diesem Bereich jederzeit rechtsetzend tätig
werden könnte, ist deshalb festzustellen,
daß die Mitgliedstaaten bei der Ausübung
dieser Zuständigkeit die allgemeinen
Grundsätze des Vertrages beachten müssen.

9. Worum es aber vorliegend geht, ist der
Zugang für einen Selbständigen zur Fische­
rei und ihrer Ausübung, das heißt das Nie­
derlassungsrecht im Bereich der Fischerei.
Auch wenn man nämlich nicht so weit ge­
hen muß, wie die Kommission es in der
mündlichen Verhandlung getan hat, und die
Meinung vertreten muß, daß die Registrie­
rung selbst bereits eine Form der Niederlas­
sung darstellt, ist festzuhalten, daß diese
Registrierung jedenfalls Voraussetzung für
den Zugang zur Fischerei und ihrer Aus­
übung ist. Im Urteil vom 18. Juni 1985 in
der Rechtssache 197/84 (Steinhauser, Slg.
1985, 1819, Randnr. 16) hat der Gerichtshof
entschieden, daß die in Artikel 52 EWG-
Vertrag vorgesehene Niederlassungsfreiheit
nicht nur die Aufnahme selbständiger Er­
werbstätigkeiten betreffe, sondern auch de­
ren Ausübung im weiten Sinn, und daß die

„Anmietung von Räumlichkeiten zur beruf­
lichen Nutzung... der Ausübung der Er­
werbstätigkeit [dient] und... demnach in
den Anwendungsbereich des Artikels 52
EWG-Vertrag [fällt]".

Im übrigen hat der Gerichtshof im Urteil
vom 30. Mai 1989 in der Rechtssache
305/87 (Kommission/Griechenland, Slg.
1989, 1461, Randnr. 21) darauf hingewie­
sen, daß sich aus seiner Rechtsprechung er­
gebe (siehe vor allem Urteil vom 14. Januar
1988 in der Rechtssache 63/86, Kommis­
sion/Italien, Slg. 1988, 29), daß das in Arti­
kel 52 EWG-Vertrag enthaltene Verbot jeg­
licher Diskriminierung aus Gründen der
Staatsangehörigkeit

„nicht allein die Vorschriften [betrifft], die
sich speziell auf die Ausübung der einschlä­
gigen Berufstätigkeiten beziehen, sondern

auch diejenigen, bei denen es um die ver­
schiedenen, für die Ausübung dieser Tätig­
keiten nützlichen allgemeinen Befugnisse
geht".

Dort ging es um das Recht, im Hoheitsge­
biet eines anderen Mitgliedstaats Immobilien
zu erwerben, zu nutzen und darüber zu ver­
fügen, das dem Gerichtshof zufolge die
„notwendige Ergänzung" der Niederlas­
sungsfreiheit darstellt.

10. Meiner Meinung nach stellt das Recht
zur Registrierung eines Fischereifahrzeugs als
Vorbedingung für die Ausübung der Fische­
rei in einem anderen Mitgliedstaat ebenfalls
einen untrennbaren Bestandteil der Nieder­
lassungsfreiheit im Bereich der Seefischerei
dar und fällt daher in den Anwendungsbe­
reich von Artikel 52 EWG-Vertrag. Daß es
in dem allgemeinen Programm des Rates
zur Aufhebung der Beschränkungen der
Niederlassungsfreiheit (ABl. 1962, S. 36)
nicht ausdrücklich erwähnt ist, vermag
daran nichts zu ändern, da dieses Pro­
gramm, so nützlich es auch sein mag, nur
Hinweise enthält und nicht erschöpfend ist.
Aus seiner Anlage III, auf die in Abschnitt
IV (Zeitplan) Buchstabe D des Programms
verwiesen wird, ergibt sich immerhin, daß es
sich auch auf die Beseitigung der Beschrän­
kungen der Niederlassungsfreiheit im Be­
reich der Seefischerei bezieht.

11. Aus der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes (siehe zum Beispiel Urteil vom 7. Juli
1988 in der Rechtssache 143/87, Stanton,
Slg. 1988, 3877, Randnr. 10) ergibt sich
auch, daß Artikel 52 als unmittelbar an­
wendbare Vorschrift des Gemeinschafts­
rechts von den Mitgliedstaaten selbst dann
zu beachten ist, wenn sie mangels einer Ge­
meinschaftsregelung weiterhin zur Rechtset­
zung in einem bestimmten Bereich befugt
sind.
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12. Die Regierung des Vereinigten König­
reichs und einige andere Regierungen wen­
den gegen diese Schlußfolgerung ein, daß
der Vertrag und insbesondere die Artikel 7,
52 und 221 nicht so ausgelegt werden könn­
ten, daß sie den Mitgliedstaaten eine Zu­
ständigkeit nähmen, die diese im Bereich
der Registrierung von Schiffen aufgrund des
Völkerrechts besäßen.

13. In völkerrechtlicher Hinsicht beziehen
sich die genannten Regierungen vor allem
auf das Genfer Übereinkommen über die
Hohe See vom 29. April 1958, das in Artikel
5 Absatz 1 jedem Staat ausdrücklich das
Recht zuerkennt,

„die Bedingungen festzulegen], zu denen
er Schiffen seine Staatszugehörigkeit ge­
währt, sie in seinem Hoheitsgebiet in das
Schiffsregister einträgt und ihnen das Recht
einräumt, seine Flagge zu führen".

In der gleichen Vorschrift wird ergänzt, daß
zwischen

„dem Staat und dem Schiff... eine echte
Verbindung bestehen [muß]"

und daß

„der Staat über die seine Flagge führenden
Schiffe seine Hoheitsgewalt und seine Kon­
trolle in technischen, sozialen und Verwal­
tungsangelegenheiten tatsächlich ausüben
[muß]".

14. Zwar sieht Artikel 234 Absatz 1 EWG-
Vertrag vor, daß die

„Rechte und Pflichten aus Übereinkünften,
die vor Inkrafttreten dieses Vertrages zwi­
schen einem oder mehreren Mitgliedstaaten
einerseits und einem oder mehreren dritten
Ländern andererseits geschlossen wurden, ...
durch diesen Vertrag nicht berührt [wer­
den]".

Obwohl das Genfer Übereinkommen erst
am 29. April 1958 und damit nach dem In­
krafttreten des EWG-Vertrages am 1. Ja­
nuar 1958 unterzeichnet wurde, kann sich
das Vereinigte Königreich grundsätzlich
darauf berufen, da gemäß Artikel 5 der Bei­
trittsakte von 1972 der

„Artikel 234 des EWG-Vertrags und die
Artikel 105 und 106 des EAG-Vertrags ...
für die neuen Mitgliedstaaten auf die vor
dem Beitritt geschlossenen Abkommen und
Übereinkommen anwendbar [sind]".

15. Aus der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes ergibt sich jedoch, daß durch Artikel
234

„in Übereinstimmung mit den Grundsätzen
des Völkerrechts klargestellt werden [soll],
daß die Geltung des Vertrags die Verpflich­
tung des betreffenden Mitgliedstaats, die
aus einer früheren Übereinkunft resultie­
renden Rechte dritter Länder zu achten und
die ihnen entsprechenden Pflichten zu erfül­
len, nicht berührt" '.

Im Urteil vom 22. September 1988 in der
Rechtssache 286/86 (Deserbais, Slg. 1988,
4907, Randnr. 18) hat der Gerichtshof aus
dieser Rechtsprechung folgendes geschlos­
sen:

1 Siehe zu einem nach dem Inkrafttreten des EWG-Vertra­
ges, aber vor dem Beitritt des Vereinigten Königreichs,
Irlands und Dänemarks liegenden Übereinkommen das
Urteil vom 14. Oktober 1980 in der Rechtssache
812/79 (Burgoa, Slg. 1980, 2787, Randnr. 8).
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„Sind ... die Rechte dritter Länder nicht be­
rührt, so kann sich ein Mitgliedstaat daher
nicht auf die Bestimmungen eines derartigen
früheren Übereinkommens berufen, um Be­
schränkungen des Inverkehrbringens von
Erzeugnissen aus einem anderen Mitglied­
staat zu rechtfertigen, wenn deren Inver­
kehrbringen nach den Grundsätzen des Ver­
trages über den freien Warenverkehr statt­
haft ist."

Die gleichen Überlegungen scheinen mir
hier anwendbar zu sein: Soweit die Beach­
tung der Bestimmungen des Vertrages in
den Beziehungen zwischen Mitgliedstaaten
die Rechte dritter Länder aus dem Genfer
Übereinkommen von 1958 nicht in Frage
stellt, kann sich das Vereinigte Königreich
auf dieses Übereinkommen nicht berufen,
um Verstöße gegen diese Bestimmungen zu
rechtfertigen. Keine Vorschrift des Überein­
kommens verpflichtet das Vereinigte König­
reich jedoch, bestimmte Voraussetzungen
heranzuziehen, um das Vorhandensein einer
„echten Verbindung" zwischen ihm und
den Schiffen, denen es das Recht zur Flag­
genführung einräumen will, sicherzustellen.
Selbst wenn also ein drittes Land mög­
licherweise das Recht hätte, eine entgegen
dem Übereinkommen eingeräumte Flagge
nicht anzuerkennen, könnte es dies doch
nur dann tun, wenn zwischen dem Schiff
und dem Staat, dessen Flagge es führt, keine
wie auch immer geartete „echte Verbin­
dung" besteht. Außer, wenn man im übrigen
annähme, daß das Vereinigte Königreich
wissentlich gerade die internationalen Ver­
pflichtungen verletzt, auf die es sich zur Be­
gründung der Vereinbarkeit der angefochte­
nen Voraussetzungen mit dem Gemein­
schaftsrecht beruft, könnte die Tatsache,
daß diese Voraussetzungen nur auf Fische­
reifahrzeuge anwendbar sind, beweisen, daß
sie auch in den Augen des Vereinigten Kö­
nigreichs nicht die einzigen Voraussetzun­
gen darstellen, die geeignet sind, das Vor­
handensein der vom Völkerrecht geforder­
ten „echten Verbindung" sicherzustellen.

16. Soweit das Vereinigte Königreich gel­
tend machen will, daß es selbst aufgrund
dieses Übereinkommens das Recht besitzt,
zu diesem Zweck Voraussetzungen wie die
beanstandeten beizubehalten, kann auf das
Urteil des Gerichtshofes vom 27. Februar
1962 in der Rechtssache 10/61 (Kommis­
sion/Italien, Slg. 1962, 1) verwiesen werden,
aus dem sich folgendes ergibt:

„Geht ein Mitgliedstaat auf Grund des In­
krafttretens des EWG-Vertrages neue Ver­
pflichtungen ein, die im Widerspruch zu sei­
nen Rechten aus einer früheren Überein­
kunft stehen, so verzichtet er nach den
Grundsätzen des Völkerrechts ipso facto
darauf, diese Rechte auszuüben, soweit die­
ser Verzicht zur Erfüllung seiner neuen
Verpflichtungen notwendig ist" (siehe Leit­
satz 2, Slg. 1962, 5).

ín diesem Urteil hat sich der Gerichtshof
ausdrücklich die Ansicht der Kommission zu
eigen gemacht, daß sich

„die Begriffe ,Rechte und Pflichten' in Arti­
kel 234..., was die ,Rechte' anbelange, auf
die Rechte dritter Länder und, was die
,Pflichtenc anbelange, auf die Pflichten der
Mitgliedstaaten [bezögen]" (Slg. 1962, 22).

Dies veranlaßte den Gerichtshof im gleichen
Urteil zu der Feststellung, daß sich aus Arti­
kel 234 ergeben könne, daß ein Mitglied­
staat in seinen Beziehungen zu ande­
ren Mitgliedstaaten Regelungen anwenden
müsse, die sich von denen unterschieden,
die er in seinen Beziehungen zu dritten Län­
dern anwende, obwohl alle Parteien ein und
derselben internationalen Übereinkunft
seien. Das Genfer Übereinkommen erkennt
im übrigen selbst diese Möglichkeit an,
wenn es in Artikel 30 bestimmt, daß durch

„dieses Übereinkommen... andere interna­
tionale Übereinkünfte, die zwischen deren
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Vertragsparteien in Kraft sind, nicht berührt
[werden]".

17. Um den vorangegangenen Schlußfolge­
rungen zu entgehen, hat die Regierung des
Vereinigten Königreichs in ihrer Gegener­
widerung in der Rechtssache C-246/89
(siehe Nrn. 2.17 und 2.18 sowie Nr. 89 des
Sitzungsberichts) und in der mündlichen
Verhandlung geltend gemacht, daß das
Merkmal der Staatsangehörigkeit des
Schiffseigentümers nur das völkerrechtliche
Gewohnheitsrecht wiedergebe, das der Ver­
trag sicher nicht verletzen wolle. Ohne daß
es erforderlich wäre, die mit diesem Argu­
ment zusammenhängende Frage der Nor­
menhierarchie zu behandeln, bin ich jedoch
der Meinung, daß es zurückgewiesen wer­
den muß, denn auch wenn sich aus der Prä­
ambel des Genfer Übereinkommens ergibt,
daß seine Bestimmungen „im wesentlichen
als Feststellung geltender Grundsätze des
Völkerrechts" gelten können, so glaube ich
doch nicht, daß der Einwand der Regierung
des Vereinigten Königreichs begründet ist.
Zum einen beschränkt sich nämlich — wie
ich bereits ausgeführt habe — das Überein­
kommen selbst darauf, die Schaffung einer
„echten Verbindung" zwischen dem Flag­
genstaat und dem Schiff zu fordern. Zum
anderen ergibt sich aus dem Kommentar der
Völkerrechtskommission, auf den die Regie­
rung des Vereinigten Königreichs selbst Be­
zug genommen hat, ausdrücklich, daß diese
angesichts der unterschiedlichen Praxis in
den verschiedenen Staaten „es für ange­
bracht [hielt], sich auf die Nennung des
Grundprinzips zu beschränken, wonach es
für die allgemeine Anerkennung der Ge­
währung der Staatszugehörigkeit einer tat­
sächlichen Verbindung zwischen dem Schiff
und dem die Flagge gewährenden Staat be­
darf", und es nicht für „möglich [erachtete],
genauer anzugeben, wie diese Verbindung
beschaffen sein muß" (siehe Anlage I zur
Erwiderung der Kommission in der Rechts­
sache C-246/89).

18. Das am 10. Dezember 1982 in Montego
Bay unterzeichnete Seerechtsübereinkom­

men der Vereinten Nationen, zu dessen Un­
terzeichnern die Gemeinschaft gehört, das
jedoch noch nicht in Kraft getreten ist, ent­
hält dem Artikel 5 Absatz 1 des Genfer
Übereinkommens entsprechende Bestim­
mungen (siehe Artikel 91 und 94). Schließ­
lich verleiht das Übereinkommen der Ver­
einten Nationen von 1986 über die Bedin­
gungen der Registrierung von Schiffen, das
noch kein Mitgliedstaat unterzeichnet hat,
den Beitrittsstaaten sogar ausdrücklich das
Recht, zwischen der Verwendung des
Merkmals der Staatsangehörigkeit des Ei­
gentümers und dem der Staatsangehörigkeit
oder des Aufenthaltsortes der Mannschaft
zu wählen (siehe Artikel 7 bis 9, Anlage I zu
den schriftlichen Erklärungen der Kommis­
sion in der Rechtssache C-221/89). Wenn
das Merkmal der Staatsangehörigkeit des
Eigentümers somit einer recht verbreiteten
internationalen Praxis entspricht, so kann
man dennoch nicht davon ausgehen, daß es
Teil des völkerrechtlichen Gewohnheits­
rechts ist.

19. Dem Vorbringen der Regierung des
Vereinigten Königreichs sowie der belgi­
schen und der griechischen Regierung und
— was Schiffe im allgemeinen betrifft —
der dänischen Regierung, wonach die Arti­
kel 7, 52 und 221 EWG-Vertrag keinerlei
Bezug zu Voraussetzungen der hier vorlie­
genden Art haben, kann ich ebenfalls nicht
zustimmen.

20. Es trifft zu, daß das Verbot der Diskri­
minierung aus Gründen der Staatsangehö­
rigkeit — wie die Regierung des Vereinig­
ten Königreichs geltend macht — die Exi­
stenz einer Staatsangehörigkeit voraussetzt
und daß das in Artikel 7 sowie in den Arti­
keln 52 und 59 EWG-Vertrag aufgestellte
Diskriminierungsverbot — wie die belgi­
sche, die griechische und die dänische Re­
gierung geltend machen — nur zur Anwen­
dung kommt, wenn die Rechtsvorschriften
eines Mitgliedstaats die Rechtssubjekte auf­
grund ihrer unterschiedlichen Staatsangehö­
rigkeit unterschiedlich behandeln. Es er­
scheint mir jedoch unzutreffend, daraus den
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Schluß zu ziehen, daß Artikel 7 EWG-Ver­
trag sowie die Artikel 52 und 221, die des­
sen spezielle Ausprägungen sind, auf Staats­
angehörigkeitserfordernisse wie die im vor­
liegenden Fall beanstandeten keine Anwen­
dung finden könnten.

21. Das Diskriminierungsverbot untersagt
nämlich jede Diskriminierung aus Gründen
ihrer Staatsangehörigkeit, je nach Lage des
Falles entweder der Schiffe der Mitgliedstaa­
ten oder der Angehörigen der Mitgliedstaa­
ten. Für die Fischereifahrzeuge ist es im
übrigen in Artikel 2 Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 101/76 des Rates vom 19.
Januar 1976 über die Einführung einer ge­
meinsamen Strukturpolitik für die Fischwirt­
schaft (ABl. L 20, S. 19) ausdrücklich ge­
nannt. Dort heißt es:

„Die Regelungen der einzelnen Mitglied­
staaten für die Ausübung der Fischerei in
den ihrer Oberhoheit oder ihrer Gerichts­
barkeit unterliegenden Meeresgewässern
dürfen zu keiner unterschiedlichen Behand­
lung anderer Mitgliedstaaten führen.

Die Mitgliedstaaten gewähren insbesondere
allen die Flagge eines Mitgliedstaats führen­
den und im Bereich der Gemeinschaft regi­
strierten Fischereifahrzeugen gleichen Zu­
gang zu den Fanggründen und zur Fischerei
in den in Absatz 1 genannten Gewässern."

Von dieser allgemeinen Regel des gleichen
Zugangs zu den Fischbeständen bildet das
durch die Verordnung (EWG) Nr. 170/83
des Rates vom 25. Januar 1983 zur Einfüh­
rung einer gemeinschaftlichen Regelung für
die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fi­
schereiressourcen (ABl. L 24, S. 1) errich­
tete System nationaler Quoten2 eine Aus­

nahme (siehe Urteil vom 14. Dezember
1989 in der Rechtssache C-216/87, Jade-
row, Slg. 1989, 4509, Randnr. 24): Nur die
Fischereifahrzeuge, die die Flagge eines
Mitgliedstaats führen oder dort registriert
sind, können unter Ausnutzung der diesem
Mitgliedstaat zugeteilten Quoten, die mit
anderen Worten den „nationalen" Schiffen
unter Ausschluß der Schiffe der anderen
Mitgliedstaaten vorbehalten sind, fischen.

22. In den vorliegenden Verfahren geht es
jedoch nicht um den Zugang der Schiffe der
Mitgliedstaaten zur Fischereitätigkeit in der
Gemeinschaft, sondern um den Zugang der
Angehörigen der Mitgliedstaaten zu den
Schiffen und ihrem Betrieb. Die Ansicht der
genannten Regierungen läuft darauf hinaus,
der Ausnahme vom Verbot der Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatszugehörigkeit
für die Fischereifahrzeuge eine zweite Aus­
nahme entgegenzusetzen, diesmal aus Grün­
den der Staatsangehörigkeit der Eigentümer
oder Betreiber dieser Schiffe. Sie beruht auf
einer Verwechslung der „Staatszugehörig­
keit" der Schiffe mit den für die Angehöri­
gen der Mitgliedstaaten geltenden Staats­
angehörigkeitsvoraussetzungen und würde
dazu führen, mittels der für die Registrie­
rung von Schiffen geltenden Vorschriften
wieder Diskriminierungen aus Gründen der
Staatsangehörigkeit der Personen einzufüh­
ren, deren Verbot eine der Grundregeln des
EWG-Vertrags darstellt. Die Erwägung,
daß sich die Schiffe grundlegend von den
Gesellschaften unterschieden — siehe
Nr. 90 des Sitzungsberichts in der Rechts­
sache C-246/89 —, rechtfertigt keine Dis­
kriminierung der Gesellschaften und der
Angehörigen der Mitgliedstaaten im Bereich
der „Staatszugehörigkeit" der Schiffe. In
diesem Zusammenhang erscheint mir im
Gegenteil die Feststellung von Bedeutung,
daß der Vertrag, als er in Artikel 58 die Ge­
sellschaften definiert hat, auf die das Kapitel
über die Niederlassungsfreiheit anwendbar
ist, neben dem Kriterium der Gründung
nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats die des satzungsmäßigen Sitzes, der

2 — Zur Vereinbarkeit der Aufteilung der Gesamtmenge der
für die Gemeinschaft verfügbaren Fänge in nationale Quo­
ten mit dem EWG-Vertrag und insbesondere den Artikeln
7 und 30 siehe Urteil vom 16. Juni 1987 in der Rechts­
sache 46/86 (Romkes, Slg. 1987, 2671, Randnrn. 23
und 24).
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Hauptverwaltung oder der Hauptniederlas­
sung aufgeführt wurden und nicht das der
Staatsangehörigkeit der Gründer, Verwalter
oder Anteilseigner3. Die Regierung des
Vereinigten Königreichs kann demnach aus
der Tatsache, daß Artikel 7 auf die Diskri­
minierungen zwischen Schiffen nur Anwen­
dung finden kann, wenn sie eine unter­
schiedliche „Staatszugehörigkeit" besitzen,
keine Rechtfertigung für Unterschiede in
der Behandlung natürlicher oder juristischer
Personen verschiedener Staatsangehörigkeit
ableiten. Die die Niederlassung und die Be­
teiligung am Kapital betreffenden Artikel 52
und 221 können auf jeden Fall nur auf Per­
sonen und nicht auf Schiffe angewandt wer­
den.

23. Zusammenfassend schließe ich aus all
diesen Erwägungen, daß das Völkerrecht
den Mitgliedstaaten zwar bestimmte Ver­
pflichtungen für die Registrierung von
Schiffen auferlegt, daß diese jedoch relativ
unbestimmt sind. Das Völkerrecht legt ins­
besondere nicht fest, was unter dem Begriff
„echte Verbindung" zu verstehen ist. Dar­
aus folgt, daß die Staaten die Ausübung des
Registrierungsrechts Sondervorschriften un­
terwerfen können, die im Verhältnis zwi­
schen ihnen gelten, wie die der Artikel 7, 52
und 221 EWG-Vertrag. Ich schlage daher
folgende Antwort auf die erste Vorlagefrage
in der Rechtssache C-221/89 vor:

Es ist gegenwärtig zwar Sache des betroffe­
nen Mitgliedstaats, darüber zu entscheiden,
ob ein Schiff berechtigt ist, in diesem Staat
registriert zu werden. Der Mitgliedstaat
muß dabei jedoch die Grundsätze und die

einschlägigen Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts beachten.

II — Zur Vereinbarkeit der beanstandeten
Registrierungserfordernisse mit dem Ge­
meinschaftsrecht und insbesondere mit den
Artikeln 7, 52 und 221 EWG-Vertrag

24. Um die Reihenfolge der Fragen des
vorlegenden Gerichts in der Rechtssache
C-221/89 einzuhalten, werde ich zunächst
die Vereinbarkeit der Registrierungserfor­
dernisse mit dem Gemeinschaftsrecht prüfen
und dabei von jeder Betrachtung des ge­
meinschaftlichen Systems der Fangquoten
absehen. Die Bezugnahme auf das Quoten­
system könnte ohnehin nur hinsichtlich der
Registrierung solcher Fischereifahrzeuge
Auswirkungen auf die Vereinbarkeit der ge­
nannten Erfordernisse mit dem Gemein­
schaftsrecht haben, die Fischarten fangen,
für die Quoten bestehen.

25. Um die Prüfung der zweiten Frage des
vorlegenden Gerichts zu erleichtern, er­
scheint es angebracht, sie in mehrere Teile
aufzuteilen, die die Staatsangehörigkeit be­
ziehungsweise den Aufenthaltsort der Ei­
gentümer und Betreiber4 beziehungsweise
den Ort betreffen, von dem aus die Schiffe
operieren, und sie daher wie folgt umzufor-
mulieren:

Ist es einem Mitgliedstaat nach dem Ge­
meinschaftsrecht und insbesondere nach den
Artikeln 7, 52 und 221 EWG-Vertrag unter­
sagt, als Voraussetzungen für die Registrie­
rung eines Fischereifahrzeugs in seinem na­
tionalen Register zu verlangen, daß

3 — Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Rechtspre­
chung des Gerichtshofes, wonach der Sitz der Gesellschaf­
ten im Sinne von Artikel 58 dazu dient, ebenso wie die
Staatsangehörigkeit bei natürlichen Personen, ihre Zuge­
hörigkeit zur Rechtsordnung eines Staates zu bestimmen
(vgl. Urteile vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache
270/83, Kommission/Frankreich, Slg. 1986, 273, Randnr.
18, und vom 10. Juli 1986 in der Rechtssache 79/85,
Segers, Slg. 1986, 2375, Randnr. 13).

4 — Dieser Begriff umfaßt ohne Unterschied die Charterer,
Manager oder Betreiber (charterer, manager or operator)
im Sinne von Section 14 (1) (c) des britischen Gesetzes.
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a) die Eigentümer und die Betreiber des
Schiffes Staatsangehörige dieses Mit­
gliedstaats oder in diesem Staat eingetra­
gene Gesellschaften sind und, im Fall
einer solchen Gesellschaft, daß deren
Gesellschaftskapital zu mindestens 75 %
Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaats
oder in diesem Mitgliedstaat eingetrage­
nen Gesellschaften gehört und daß deren
Geschäftsführer zu 75 % aus Staatsange­
hörigen dieses Mitgliedstaats bestehen,

b) diese Eigentümer, Betreiber, Anteilseig­
ner und Geschäftsführer jeweils ihren
Aufenthaltsort und ihr Domizil in diesem
Mitgliedstaat haben und, im Fall einer
Gesellschaft, daß diese dort ihren Haupt­
sitz hat,

c) das Schiff von diesem Mitgliedstaat aus
betrieben und sein Einsatz von dort aus
geleitet und überwacht wird?

26. Bevor ich diese verschiedenen Voraus­
setzungen nacheinander behandele, möchte
ich die vier folgenden Vorbemerkungen ma­
chen:

1) Die Erste Richtlinie des Rates vom 11.
Mai 1960 zur Durchführung des Artikels
67 des Vertrages (ABl. 1960, S. 921) in
ihrer geänderten Fassung5 wurde von
der Kommission nur in Zusammenhang
mit der für die Anteilseigner geltenden
Voraussetzung des Aufenthaltsortes an­
gesprochen und wird daher im Rahmen
von Teil b der Frage so, wie sie oben
umformuliert wurde, geprüft werden.
Die Kommission hat sich im übrigen in
ihrer Vertragsverletzungsklage, die nur
die Voraussetzungen der Staatsangehö­

rigkeit betrifft, nicht auf diese Richtlinie
berufen.

2) Da es in den vorliegenden Rechtssachen
um den Zugang der Staatsangehörigen
eines Mitgliedstaats zur Fischerei und
deren Ausübung in einem anderen Mit­
gliedstaat mit einem im letztgenannten
Mitgliedstaat registrierten Schiff geht,
scheint mir der von der spanischen Re­
gierung herangezogene Artikel 59 EWG-
Vertrag über den freien Dienstleistungs­
verkehr nicht anwendbar zu sein. Um im
Bereich der Seefischerei von einer
Dienstleistung im Sinne von Artikel 59
sprechen zu können, muß meiner Mei­
nung nach nämlich eine Tätigkeit vorlie­
gen, die von einem in einem Mitglied­
staat ansässigen Staatsangehörigen zu­
gunsten eines in einem anderen Mitglied­
staat ansässigen Empfängers, aber mit ei­
nem in dem erstgenannten Mitgliedstaat
registrierten Fischereifahrzeug, ausgeübt
wird.

3) Im Urteil vom 30. Mai 1989 in der
Rechtssache 305/87 (a. a. O., Randnrn.
12 und 13) hat der Gerichtshof darauf
hingewiesen, daß

„das allgemeine Verbot der Diskriminie­
rung aufgrund der Staatsangehörigkeit,
das Artikel 7 EWG-Vertrag aufstellt,
durch die Artikel 48, 52 und 59 EWG-
Vertrag in den besonderen Bereichen,
die sie regeln, umgesetzt worden ist. Jede
Regelung, die mit diesen Bestimmungen
unvereinbar ist, ist folglich auch mit Arti­
kel 7 EWG-Vertrag unvereinbar",

der

„daher autonom nur auf durch das Ge­
meinschaftsrecht geregelte Fallgestaltun-

5 — Diese Richtlinie wurde mit Wirkung vom 1. Juli 1990
durch die Richtlinie 88/361/EWG des Rates vom 24. Juni
1988 (ABl. L 178, S. 5) aufgehoben und ersetzt.
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gen angewendet werden [kann], für die
der Vertrag keine besonderen Diskrimi­
nierungsverbote vorsieht".

Daher ist die Vereinbarkeit der bean­
standeten Registrierungserfordernisse mit
Artikel 7 EWG-Vertrag nur für die
Sachlagen zu prüfen, die nicht von einer
der einschlägigen besonderen Bestim­
mungen erfaßt werden.

27. Was Artikel 40 Absatz 3 EWG-Vertrag
angeht, auf den sich die Kläger des
Ausgangsverfahrens in der Rechtssache
C-221/89 berufen haben, so ist er lediglich
eine besondere Ausprägung des allgemeinen
Gleichheitsgrundsatzes für das Gebiet der
Landwirtschaft, der einen größeren Anwen­
dungsbereich als das Verbot der Diskrimi­
nierung aus Gründen der Staatsangehörig­
keit besitzt, das jedoch hier allein in Rede
steht.

4) Schließlich fügt die Heranziehung von
Artikel 53 EWG-Vertrag, auf den sich
die Kläger des Ausgangsverfahrens in der
Rechtssache C-221/89 ebenfalls berufen
haben, wonach,

„soweit in diesem Vertrag nicht etwas
anderes bestimmt ist, ... die Mitgliedstaa­
ten in ihrem Hoheitsgebiet für Ange­
hörige der anderen Mitgliedstaaten kei­
ne neuen Niederlassungsbeschränkungen
ein[führen]",

dem allgemeinen Verbot in Artikel 52
nichts mehr hinzu, seitdem der Gerichts­
hof entschieden hat, daß diese Vorschrift
seit dem Ende der Übergangszeit unmit­
telbar anwendbar ist.

28. Nach diesen Klarstellungen kann ich
nun zur Prüfung jeder der beanstandeten
Registrierungsvoraussetzungen übergehen.

a) Zu den Staatsangehörigkeitsvoraussetztm-
gen

29. Es kann kein Zweifel daran bestehen,
daß Staatsangehörigkeitsvoraussetzungen,
wie sie in den britischen Rechtsvorschriften
von 1988 enthalten sind, mit dem Verbot
der Diskriminierung aus Gründen der
Staatsangehörigkeit im Sinne der Artikel 52
und 221 EWG-Vertrag, die das Niederlas­
sungsrecht beziehungsweise das Recht zur
Beteiligung am Kapital von Gesellschaften
gemäß Artikel 58 betreffen, unvereinbar
sind. Insoweit teile ich in vollem Umfang
die Einschätzung der Kommission, wie sie
in den Sitzungsberichten wiedergegeben ist
(siehe Nrn. 49 und 50 in der Rechtssache
C-221/89 sowie Nrn. 21 und 22 in der
Rechtssache C-246/89). Wie der Präsident
des Gerichtshofes in Randnummer 30 des
Beschlusses vom 10. Oktober 1989 in der
Rechtssache C-246/89 R, a. a. O., festge­
stellt hat, umfassen die

„Rechte aus diesen Bestimmungen des
EWG-Vertrags... nicht nur das Recht, sich
niederzulassen und sich am Kapital von Ge­
sellschaften zu beteiligen, sondern auch das
Recht, eine wirtschaftliche Tätigkeit, gege­
benenfalls auf dem Weg über eine Gesell­
schaft, unter den Bedingungen auszuüben,
die in den Rechtsvorschriften des Niederlas­
sungslandes für dessen eigene Staatsangehö­
rige festgelegt sind".

30. Artikel 52 Absatz 2 bestimmt nämlich:

„Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapi­
talverkehr umfaßt die Niederlassungsfreiheit
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die Aufnahme und Ausübung selbständiger
Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und
Leitung von Unternehmen, insbesondere
von Gesellschaften im Sinne des Artikels 58
Absatz 2, nach den Bestimmungen des Auf­
nahmestaats für seine eigenen Angehörigen."

Nach Absatz 1 erstreckt sich die Aufhebung
der Beschränkungen der freien Niederlas­
sung auf Beschränkungen der Gründung
von Agenturen, Zweigniederlassungen oder
Tochtergesellschaften durch Angehörige ei­
nes Mitgliedstaats, die im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats ansässig sind.

31. Aus dieser Vorschrift und insbesondere
aus dem unterstrichenen Teil ergibt sich,
daß das Vorbringen der Regierung des Ver­
einigten Königreichs, daß keine Verletzung
von Artikel 52 vorliege, weil die Staatsange­
hörigkeitsvoraussetzungen Angehörige an­
derer Mitgliedstaaten nicht daran hinderten,
sich im Vereinigten Königreich niederzulas­
sen und dort Fischereifahrzeuge zu betrei­
ben, sondern nur daran, dies Unter britischer
Flagge zu tun, zurückgewiesen werden
muß: Die britischen Staatsangehörigen sind
von der letztgenannten Einschränkung nicht
betroffen. Außerdem könnten die im Verei­
nigten Königreich ansässigen Angehörigen
der übrigen Mitgliedstaaten, wenn alle Mit­
gliedstaaten die Registrierung ihrer Fische­
reifahrzeuge von solchen Voraussetzungen
in bezug auf Aufenthaltsort oder Domizil
abhängig machen würden, wie es in den bri­
tischen Rechtsvorschriften geschieht, keine
Fischereitätigkeit mehr ausüben, unter wel­
cher Flagge auch immer, da sie die Flagge
keines Mitgliedstaats führen dürften.

32. Die vorstehenden Erwägungen gelten
gleichermaßen für die Anteilseigner und Ge­
schäftsführer von Gesellschaften, die Ange­
hörige anderer Mitgliedstaaten sind, und die

nach dem Wortlaut der genannten Bestim­
mung das Recht zur Gründung und Leitung
von Gesellschaften im Sinne des Artikels 58
Absatz 2 unter den gleichen Voraussetzun­
gen haben, wie sie für die Anteilseigner und
Geschäftsführer britischer Staatsangehörig­
keit gelten.

33. Den Gesellschaften der anderen Mit-
gliedstaaten, die gemäß Artikel 58 Absatz 1
für die Anwendung der Bestimmungen über
das Niederlassungsrecht den natürlichen
Personen gleichgestellt sind, wird durch die
britischen Rechtsvorschriften offenkundig
das Recht genommen, sich im Vereinigten
Königreich mittels Agenturen, Zweignieder­
lassungen oder Tochtergesellschaften nie­
derzulassen, da sie vorsehen, daß allein die
entsprechend den britischen Rechtsvor­
schriften errichteten Gesellschaften Eigentü­
mer oder Betreiber von Fischereifahrzeugen
sein können, und — ebenso wie es bei na­
türlichen Personen geschieht — ihr Recht
zur Beteiligung am Kapital solcher Gesell­
schaften einschränken.

34. Außerdem untersagt Artikel 221 EWG-
Vertrag, wonach

„unbeschadet der sonstigen Bestimmungen
dieses Vertrages... die Mitgliedstaaten bin­
nen drei Jahren nach seinem Inkrafttreten
die Staatsangehörigen der anderen Mit­
gliedstaaten hinsichtlich ihrer Beteiligung
am Kapital von Gesellschaften im Sinne des
Artikels 58 den eigenen Staatsangehörigen
gleichstellen]",

die Anwendung von Staatsangehörigkeits­
voraussetzungen selbst für den Fall, daß die
betreffenden Personen sich nicht im Verei­
nigten Königreich niederlassen wollen.

35. Schließlich ist auch die Befugnis des
Ministers nach Section 14 (4) des britischen
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Gesetzes, bei einer oder mehreren Personen
unter Berücksichtigung der Zeitspanne, in
der sie sich im Vereinigten Königreich auf­
gehalten haben und in der dortigen Fisch­
wirtschaft tätig gewesen sind, von dem
Staatsangehörigkeitserfordernis abzusehen,
nicht geeignet, die Vereinbarkeit der Staats­
angehörigkeitsvoraussetzungen mit dem Ver­
trag herbeizuführen. Wie die Kommission
ausgeführt hat, vermag nämlich nach ständi­
ger Rechtsprechung allein die Tatsache, daß
die zuständige Behörde zur Gewährung von
Befreiungen oder Ausnahmen ermächtigt ist,
eine gegen den Vertrag verstoßende natio­
nale Maßnahme nicht zu rechtfertigen, auch
wenn von dieser Ermächtigung großzügig
Gebrauch gemacht wird6.

36. Aus den vorangegangenen Erwägungen
folgt, daß Teil a der zweiten Frage in der
Rechtssache C-221/89 zu bejahen ist: Es ist
einem Mitgliedstaat nach dem Gemein­
schaftsrecht untersagt, als Voraussetzung
für die Eintragung eines Fischereifahrzeugs
in sein nationales Register zu verlangen, daß
die Eigentümer und Betreiber eines solchen
Fahrzeugs, die natürliche oder juristische
Personen sein können, oder 75 % der Ge­
schäftsführer und Anteilseigner einer Gesell­
schaft, die Eigentümer oder Betreiber eines
solchen Fahrzeugs ist, Angehörige dieses
Staates sind, selbst wenn die zuständige na­
tionale Behörde gesetzlich ermächtigt ist,
bei bestimmten Personen von der Erfüllung
dieser Voraussetzung abzusehen.

37. Bevor ich die Frage des Staatsangehö­
rigkeitserfordernisses verlasse, möchte ich
noch in Erinnerung rufen, daß die Kommis­
sion in der mündlichen Verhandlung einge­
räumt hat, daß der Flaggenstaat verlangen
könne, daß der Kapitän des Schiffes und
der erste Offizier seine Staatsangehörigkeit
besäßen.

)) Zu den Voraussetzungen in bezug auf den
Aufenthaltsort und das Domizil der natürli-
zhen Personen sowie in bezug auf den Haupt-
útz der juristischen Personen

58. Zu den in Teil b der umformulierten
zweiten Vorlagefrage genannten Vorausset­
zungen ist einleitend festzustellen, daß allein
die Tatsache, daß eine Fischereitätigkeit auf
selbständiger Grundlage mit einem in einem
Mitgliedstaat registrierten Fischereifahrzeug
ausgeübt wird, nicht bedeutet, daß in die­
sem Mitgliedstaat eine Niederlassung be­
steht. Bestätigt wird dies durch das Urteil
des Gerichtshofes vom 27. September 1989
in der Rechtssache 9/88 (Lopes da Veiga,
Sig. 1989, 2989, Randnrn. 12 bis 17), aus
dem sich ergibt, daß für die Anerkennung
eines Angehörigen eines Mitgliedstaats, der
eine Dauertätigkeit als Arbeitnehmer auf ei­
nem Schiff ausübt, das die Flagge eines an­
deren Mitgliedstaats führt, als Arbeitneh­
mer, der Staatsangehöriger eines Mitglied­
staats und im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats beschäftigt ist, erforderlich
ist, daß das Arbeitsverhältnis eine hinrei­
chend enge Verbindung mit diesem Ho­
heitsgebiet aufweist. Um zu beurteilen, ob
dies der Fall ist, muß nicht nur berücksich­
tigt werden, daß er auf einem in diesem
Mitgliedstaat registrierten Schiff arbeitet,
sondern auch andere Umstände wie die Tat­
sache, daß er im Dienst einer nach dem
Recht desselben Mitgliedstaats errichteten
und dort niedergelassenen Gesellschaft ar­
beitet oder daß er dort eingestellt wurde
und das Arbeitsverhältnis mit seinem Arbeit­
geber dem Recht des Flaggenstaats unter­
liegt oder schließlich, daß er im Sozialversi­
cherungssystem dieses Mitgliedstaats versi­
chert und dort einkommensteuerpflichtig ist.

39. Gleiches muß meiner Ansicht nach für
das Niederlassungsrecht gelten: Um davon
ausgehen zu können, daß ein Angehöriger
eines Mitgliedstaats sein Recht der freien
Niederlassung in einem anderen Mitglied-

6 — Siehe vor allem Lineile vom 24. Januar 1978 in der
Rechtssache 82/77 (Van Tiggde, Sig. 1978, 25, Randņr.
19), und vom 16. Dezember 1980 in der Rechtssache
27/80 (Fieijc, Slg. 1980, 3839, Randnr. 14).
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staat ausübt, reicht es nicht aus, daß er ein
in diesem Mitgliedstaat registriertes Fische­
reifahrzeug betreibt, sondern es ist außer­
dem erforderlich, daß seine Tätigkeit wei­
tere Anknüpfungspunkte zum Hoheitsgebiet
dieses Staates aufweist.

40. Die Frage ist nun, welches diese wei­
teren Anknüpfungspunkte sind, die ein Mit­
gliedstaat von einem Angehörigen eines an­
deren Mitgliedstaats, der ein Fischereifahr­
zeug betreiben will, das seine Flagge führt,
verlangen kann, ohne gegen Artikel 52
EWG-Vertrag zu verstoßen, und ob er ins­
besondere verlangen kann, wie es die briti­
schen Rechtsvorschriften tun, daß alle Ei­
gentümer und Betreiber eines solchen Schif­
fes sowie 75 % der Anteilseigner und Ge­
schäftsführer der Gesellschaften, denen es
gehört oder die es betreiben, ihren Aufent­
haltsort und ihr Domizil in seinem Hoheits­
gebiet haben.

41. Im vorliegenden Fall ist festzustellen,
daß diese Erfordernisse — klammert man
die Staatsangehörigkeitserfordernisse erst
einmal aus — ohne Unterschied für die bri­
tischen Staatsangehörigen und für die Ange­
hörigen der anderen Mitgliedstaaten gelten.
Die Kommission, die spanische Regierung
sowie die Kläger des Ausgangsverfahrens in
der Rechtssache C-221/89 wenden jedoch
ein, daß sie, auch wenn sie formal in glei­
cher Weise auf die Inländer Anwendung
fänden, in Wahrheit sowohl in ihren Zielen
als auch in ihren Wirkungen diskriminie­
rend seien, da die ganz überwiegende
Mehrheit der betroffenen britischen Staats­
angehörigen sie automatisch erfülle. Es trifft
zu, daß der Gerichtshof im Urteil vom 5.
Dezember 1989 in der Rechtssache C-3/88
(Kommission/Italien, Slg. 1989, 4035,
Randnr. 8) ausdrücklich bestätigt hat, daß
Artikel 52 EWG-Vertrag als besondere Aus­
prägung des Gleichbehandlungsgrundsatzes

„nicht nur augenfällige Diskriminierungen
aufgrund der Staatsangehörigkeit [verbie­

tet], sondern auch alle versteckten Formen
der Diskriminierung, die durch die Anwen­
dung anderer Unterscheidungsmerkmale
tatsächlich zu dem gleichen Ergebnis füh­
ren".

42. Ich glaube jedoch, daß ein Aufenthalts­
erfordernis im Rahmen des Niederlassungs­
rechts nicht notwendigerweise ein solches
Unterscheidungsmerkmal darstellt, das tat­
sächlich zu Diskriminierungen aufgrund der
Staatsangehörigkeit führt. Ein Aufenthalts­
erfordernis, das in dem Verlangen nach ei­
ner bestimmten Aufenthaltsdauer im Land
vor der Ermöglichung des Zugangs zu einer
selbständigen Tätigkeit bestünde, würde mit
Sicherheit versteckte Diskriminierungen zur
Folge haben, da es von den Inländern
gleichsam automatisch erfüllt würde und
daher — wenn nicht ausschließlich, so doch
zumindest grundsätzlich — die Angehörigen
der anderen Mitgliedstaaten behindern
würde.

43. Das Problem stellt sich jedoch in ande­
rer Weise, wenn das Aufenthaltserfordernis
nicht vor der Aufnahme einer Tätigkeit er­
füllt werden muß, sondern während ihrer
Ausübung. Wie nämlich Generalanwalt Dar-
mon in Nr. 3 seiner Schlußanträge vom 7.
Juni 1988 in der Rechtssache 81/87 (Daily
Mail, Slg. 1988, 5500) ausgeführt hat,

„enthält... die Niederlassung im Sinne des
EWG-Vertrags zwei Seiten: die tatsächliche
Ansiedlung und die wirtschaftliche Tätig­
keit, beides nicht notwendig auf Ewigkeit,
aber doch auf Dauer".

Nach dem allgemeinen Programm des Rates
zur Aufhebung der Beschränkungen der
Niederlassungsfreiheit (ABl. 1962, S. 36) ist
unter Niederlassung „die tatsächliche Nie­
derlassung zur Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats" zu verstehen.
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44. Das Niederlassungsrecht setzt jedoch
nicht nur eine tatsächliche Ansiedlung
im Hoheitsgebiet des Niederlassungslandes
voraus, sondern auch, daß diese zur Aus­
übung einer wirtschaftlichen Tätigkeit er­
folgt. Nach der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes7 fällt unter die Vorschriften des
Vertrages über die Freizügigkeit jedoch nur
die Ausübung tatsächlicher und echter wirt­
schaftlicher Tätigkeiten, wobei solche Tätig­
keiten außer Betracht bleiben, die einen so
geringen Umfang haben, daß sie sich als
völlig untergeordnet und unwesentlich dar­
stellen. Die tatsächliche Anwesenheit im
Hoheitsgebiet des Niederlassungslandes
muß daher so geartet sein, daß sie die Aus­
übung solcher tatsächlicher und echter Tä­
tigkeiten im Hoheitsgebiet des Niederlas­
sungslandes oder von diesem aus erlaubt.

45. Schließlich erscheint der Hinweis ange­
bracht, daß diese Anwesenheit im Hoheits­
gebiet des Niederlassungslandes, wenn nicht
auf Dauer, dann zumindest auf unbestimmte
Zeit angelegt sein muß, um die Unterschei­
dung zwischen Niederlassung und Dienst­
leistung nicht zu verwischen. Aus dem Urteil
des Gerichtshofes vom 5. Oktober 1988 in
der Rechtssache 196/87 (Steymann, Slg.
1988, 6159, Randnrn. 16 und 17) ergibt
sich, daß eine auf Dauer oder jedenfalls
ohne absehbare zeitliche Beschränkung aus­
geübte Tätigkeit nicht unter die Gemein­
schaftsvorschriften über den freien Dienst­
leistungsverkehr fallen kann. Solche Tätig­
keiten können hingegen je nach Lage des
Falles in den Anwendungsbereich der Arti­
kel 48 bis 51 und 52 bis 68 EWG-Vertrag
fallen. Dies ist zweifellos dann der Fall,
wenn der Angehörige eines Mitgliedstaats
sich in das Hoheitsgebiet eines anderen Mit­
gliedstaats begibt und dort seinen Hauptauf­
enthalt nimmt.

46. Aus all diesen Erwägungen folgt, daß
nicht jedes Aufenthaltserfordernis notwendi­
gerweise gegen Artikel 52 verstößt, da das
Niederlassungsrecht begrifflich eine tatsäch­
liche und ständige Anwesenheit im Hoheits­
gebiet des Niederlassungslandes voraussetzt,
die so geartet ist, daß sie die tatsächliche
und echte Ausübung der fraglichen wirt­
schaftlichen Tätigkeit erlaubt.
47. In Anbetracht dessen meine ich, daß die
Kommission zu Recht geltend macht, daß
die Forderung, daß alle Eigentümer und Be­
treiber eines britischen Fischereifahrzeugs
ihren Aufenthaltsort im Vereinigten König­
reich haben müssen, über das nach Artikel
52 EWG-Vertrag erlaubte Maß hinausgeht.
Dies gilt ebenso und erst recht für das Er­
fordernis des Domizils, das der Regierung
des Vereinigten Königreichs zufolge eine
strengere Voraussetzung ist als der bloße
Aufenthalt und das bedeutet, im Mitglied­
staat mit der Absicht zu leben, sich dort in
fester und dauerhafter Weise niederzulas­
sen. Gleiches gilt für das Erfordernis, daß
75 % der Geschäftsführer und Anteilseigner
von Gesellschaften, die Eigentümer oder
Betreiber im Vereinigten Königreich regi­
strierter Fischereifahrzeuge sind, ihren Auf­
enthaltsort und ihr Domizil im Vereinigten
Königreich haben müssen.

48. Es bleibt die Frage, wie der Fall des Al­
leineigentums einer Person an einem sol­
chen Schiff zu behandeln ist. Hierzu ist zu
bemerken, daß das Erfordernis einer tat­
sächlichen Ansiedlung im Hoheitsgebiet des
Niederlassungslandes für die Inanspruch­
nahme des Niederlassungsrechts nicht be­
deutet, daß derjenige, der es ausübt, persön­
lich seinen Aufenthaltsort oder gar seinen
Hauptaufenthalt oder sein Domizil in die­
sem Hoheitsgebiet haben müßte. Eine sol­
che Betrachtungsweise würde das durch den
Vertrag gewährleistete Niederlassungsrecht
unnötig einschränken, indem sie die Aus­
übung des Niederlassungsrechts in bezug
auf eine zweite Niederlassung ausschließen
würde. Es entspricht nämlich ständiger
Rechtsprechung, die insbesondere im Urteil
des Gerichtshofes vom 7. Juli 1988 in der
Rechtssache 143/87 (a. a. O., Randnr. 11)
bestätigt wurde, daß

7 —• Vergleiche im Zusammenhang mit der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer Urteile vom 23. März 1982 in der Rechtssa­
che 53/81 (Levin, Slg. 1982, 1035, Randnr. 17), vom 3.
Juni 1986 in der Rechtssache 139/85 (Kempf, Slg. 1986,
1741, Randnr. 10), vom 21. Juni 1988 in der Rechtssache
197/86 (Brown, Slg. 1988, 3205, Randnr. 21), und vom 31.
Mai 1989 in der Rechtssache 344/87 (Bettray, Slg. 1989,
1621, Randnr. 13), sowie allgemein zum Begriff des „Wirt­
schaftslebens" im Sinne von Artikel 2 EWG-Vertrag Urteil
vom 5. Oktober 1988 in der Rechtssache 196/87 (Stey­
mann, Slg. 1988, 6159, Randnr. 13).
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„sich die Niederlassungsfreiheit nicht auf
das Recht [beschränkt], nur eine Niederlas­
sung innerhalb der Gemeinschaft zu grün­
den, sondern... auch die Möglichkeit
[umfaßt], unter Beachtung der jeweiligen
Berufsregelungen im Gebiet der Gemein­
schaft mehr als eine Stätte für die Ausübung
einer Tätigkeit einzurichten und beizuhal­
ten".

49. Was das Erfordernis betrifft, daß die
Gesellschaften, die Eigentümer oder Betrei­
ber im Vereinigten Königreich registrierter
Fischereifahrzeuge sind, ihren Hauptsitz
(principal place of business) im Vereinigten
Königreich haben, so läßt sich den Ausfüh­
rungen im Rahmen der Prüfung der Staats­
angehörigkeitsvoraussetzungen nicht viel
hinzufügen. Nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofes dient nämlich im Falle von
Gesellschaften deren Sitz im Sinne des Arti­
kels 58, das^heißt ihr satzungsmäßiger Sitz,
ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptnie­
derlassung, ebenso wie die Staatsangehörig­
keit bei natürlichen Personen dazu, ihre Zu­
gehörigkeit zur Rechtsordnung eines Mit­
gliedstaats zu bestimmen. Der Gerichtshof
hat daraus folgenden Schluß gezogen:

„Würde man also zulassen, daß der Mit­
gliedstaat der Niederlassung nach seinem
Belieben eine ungleiche Behandlung allein
deshalb vornehmen kann, weil sich der Sitz
einer Gesellschaft in einem anderen Mit­
gliedstaat befindet, so würde diese Vor­
schrift ausgehöhlt"8.

50. Dieser Grundsatz muß auch auf den
vorliegenden Fall angewandt werden, denn
von einer nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats errichteten Gesellschaft, die
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptver­
waltung oder ihre Hauptniederlassung in
diesem Mitgliedstaat oder sogar in einem
anderen Mitgliedstaat hat, zu verlangen,
daß sie ihren Hauptsitz (principal place of

business) in den Mitgliedstaat verlagert, in
dem eine bestimmte Tätigkeit wie die Fi­
scherei ausgeübt werden muß, hieße ihr die
Ausübung des Niederlassungsrechts in der
in Artikel 52 Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich
vorgesehenen Form der Gründung von
Agenturen, Zweigniederlassungen oder
Tochtergesellschaften zu verwehren.

51. Man kann noch hinzufügen, daß die
zweite Niederlassung nicht unbedingt die
Form einer Agentur, Zweigniederlassung
oder Tochtergesellschaft annehmen muß,
sondern etwa auch, wie der Gerichtshof im
Urteil vom 4. Dezember 1986 in der Rechts­
sache 205/84 (Kommission/Deutschland,
Slg, 1986, 3755, Randnr. 21) anerkannt hat,

„lediglich durch ein Büro..., das von dem
eigenen Personal des Unternehmens oder
von einer Person geführt wird, die zwar un­
abhängig, aber beauftragt ist, auf Dauer für
dieses Unternehmen wie eine Agentur zu
handeln",

wahrgenommen werden kann.

52. Der Vollständigkeit halber füge ich
hinzu, daß das von der Regierung des Ver­
einigten Königreichs angeführte Urteil vom
6. November 1984 in der Rechtssache
182/83 (Fearon, Slg. 1984, 3677), in dem
der Gerichtshof entschieden hat, daß ein
den Angehörigen der übrigen Mitgliedstaa­
ten auferlegtes Wohnsitzerfordernis im iri­
schen Hoheitsgebiet mit Artikel 52 vereinbar
ist, hier nicht einschlägig ist. Abgesehen da­
von, daß dieses Wohnsitzerfordernis nicht
mit einem Staatsangehörigkeitserfordernis
verbunden war, unterscheidet sich diese
Rechtssache nämlich von den vorliegenden
in mehrfacher Hinsicht. Zunächst handelte
es sich um ein Wohnsitzerfordernis, das An­
gehörige anderer Mitgliedstaaten betraf, die
ihr Niederlassungsrecht nach Artikel 52
EWG-Vertrag in Irland bereits ausgeübt
hatten, indem sie sich an der Gründung ei­
ner Gesellschaft im Sinne von Artikel 58

8 — Siehe Urteile vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache
270/83 (a. a. O., Randnr. 18) und vom 10. Juli 1986 in
der Rechtssache 79/85 (a. a. O., Randnrn. 13 und 14).
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EWG-Vertrag beteiligten, während hier
schon das Recht der Angehörigen anderer
Mitgliedstaaten, sich an der Gründung einer
Gesellschaft im Vereinigten Königreich zu
beteiligen, durch das Aufenthaltserfordernis
eingeschränkt wird. Außerdem war es in der
Rechtssache Fearon nicht das Recht zur
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit,
das einem den Anteilseignern auferlegten
Wohnsitzerfordernis unterworfen wurde,
sondern nur der Schutz vor Enteignungs­
maßnahmen, die aufgrund eines Gesetzes
über das landwirtschaftliche Grundeigentum
getroffen wurden, mit dem soweit wie mög­
lich sichergestellt werden sollte, daß der Bo­
den denen gehört, die ihn bearbeiten.
Schließlich handelte es sich um ein Wohn­
sitzerfordernis, das sich nicht auf die Ge­
samtheit des irischen Hoheitsgebietes er­
streckte, sondern geographisch begrenzt
war: Es war nur erfüllt, wenn die betreffen­
den Personen — auch soweit es sich um iri­
sche Staatsangehörige handelte — nicht
weiter als drei Meilen vom fraglichen
Grundstück entfernt wohnten.

53. Da die unter anderem 75 % der An­
teilseigner auferlegten Aufenthalts- und Do­
mizilerfordernisse somit bereits mit Artikel
52 EWG-Vertrag unvereinbar sind, kann ich
mich hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit der
Ersten Richtlinie des Rates vom 11. Mai
1960 zur Durchführung des Artikels 67 des
Vertrages (ABl. 1960, S. 921) in ihrer geän­
derten Fassung relativ kurz fassen. Es ist im
übrigen zu bemerken, daß diese Richtlinie
mit Wirkung vom 1. Juli 1990 durch die
oben genannte Richtlinie 88/361 des Rates
ersetzt wurde, die — abgesehen von einigen
begrenzten und vorübergehenden Ausnah­
men — in Artikel 1 die vollständige Beseiti­
gung der „Beschränkungen des Kapitalver­
kehrs zwischen den Gebietsansässigen in
den Mitgliedstaaten" vorsieht, einschließlich
der „Direktinvestitionen von Gebietsfrem­
den im Inland" und dem „Erwerb nicht an
der Börse gehandelter inländischer Wertpa­
piere durch Gebietsfremde" (siehe I A und
III A 3 in Anhang I der Richtlinie), bei de­
nen es sich um die von der Kommission aus­

drücklich genannten Geschäfte handelt.
Aber auch unter der Geltung der Ersten
Richtlinie in der insbesondere durch die
Richtlinie 86/566/EWG vom 17. November
1986 (ABl. L 332, S. 22) geänderten Fas­
sung stand die Unvereinbarkeit der Aufent­
halts- und Domizilerfordernisse der Anteils­
eigner außer Zweifel. Die Tatsache, daß die
Erste Richtlinie formal nur die Beschrän­
kungen der Devisengeschäfte betraf, hat den
Gerichtshof im Urteil vom 24. Juni 1986 in
der Rechtssache 157/85 (Brugnoni und
Ruffinengo, Slg. 1986, 2013, Randnr. 22)
nicht daran gehindert, sie auf jede Form von
Hemmnissen anzuwenden, die eine „Behin­
derung" der möglichst weitgehenden Libe­
ralisierung des Kapitalverkehrs darstellen,
dessen vollständige Liberalisierung sie be­
zweckte. Es ist richtig, daß das Urteil Brug­
noni und Ruffinengo Artikel 2 Absatz 1 der
Ersten Richtlinie betraf, der die Erteilung
allgemeiner Genehmigungen für den in An­
lage I Liste B dieser Richtlinie genannten
Kapitalverkehr vorsah, und daß in der
Richtlinie 86/566 dieser Artikel 2 aufgeho­
ben und die Liste B mit der in Artikel 1 Ab­
satz 1, der die Erteilung der erforderlichen
Devisengenehmigungen vorsah, in Bezug
genommenen Liste A zusammengefaßt
wurde. Dies ändert jedoch nichts an den
vorstehenden Ausführungen, da das Urteil
Brugnoni und Ruffinengo — wie die Kom­
mission festgestellt hat — insofern auf dem
allgemeinen Zweck der Ersten Richtlinie be­
ruht, als diese für Geschäfte gilt, die sie li-
beralisiert hat, und da sich aus dem Urteil
des Gerichtshofes vom 3. Dezember 1987 in
der Rechtssache 194/84 (Kommission/Grie­
chenland, Slg. 1987, 4737, Randnr. 9) er­
gibt, daß dem in der Liste A genannten Ka­
pitalverkehr ebenfalls eine „unbedingte Li­
beralisierung" zugute kommt.

54. Aus den genannten Gründen ist Teil b
der umformulierten zweiten Frage in der
Rechtssache C-221/89 deshalb ebenfalls zu
bejahen. Es ist einem Mitgliedstaat mit an­
deren Worten nach dem Gemeinschaftsrecht
untersagt, als Voraussetzung für die Regi­
strierung zu verlangen, daß die Eigentümer,
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Betreiber, Anteilseigner und Geschäftsführer
jeweils ihren Aufenthaltsort und ihr Domizil
in diesem Mitgliedstaat haben und, im Fall
einer Gesellschaft, daß diese dort ihren
Hauptsitz hat.

c) Zur Voraussetzung in bezug auf den Ort
des Betriebs, der Leitung und der Überwa­
chung des Schiffes

55. Es sei daran erinnert, daß die Registrie­
rung eines Fischereifahrzeugs im neuen Re­
gister gemäß Section 14 (1) (b) der briti­
schen Rechtsvorschriften nur erfolgen kann,
wenn es

„vom Vereinigten Königreich aus operiert
und sein Einsatz von dort aus geleitet und
überwacht wird".

56. Aus meinen allgemeineren Erwägungen
zum Begriff der Niederlassung im Sinne des
Vertrages ergibt sich, daß diese Vorausset­
zung mit Artikel 52 EWG-Vertrag vereinbar
ist. Ich erinnere insoweit daran, daß die
Niederlassung eine dauerhafte tatsächliche
Anwesenheit im Hoheitsgebiet des Nieder­
lassungsstaats sowie die echte und tatsächli­
che Ausübung der fraglichen wirtschaftli­
chen Tätigkeit in diesem Hoheitsgebiet oder
von diesem aus voraussetzt, und zwar auch
für den Fall, daß es sich um die Meeres­
fischerei handelt.

57. Die Kommission hat darauf verwiesen,
daß sie in ihrer Mitteilung 89/C 224/03
vom 19. Juli 1989 über gemeinschaftliche
Rahmenbedingungen für den Zugang zu
den Fangquoten (ABl. C 224, S. 3) die
Rechtmäßigkeit des Erfordernisses, daß Un­
ternehmen, die ein Fischereifahrzeug betrei­
ben, im Flaggenstaat eine Vertretung an
Land haben, anerkannt habe. Es erscheint
mir sinnvoll, den Standpunkt der Kommis­
sion hierzu ausführlich in Erinnerung zu ru­
fen. Er kommt in Nr. 3.1 zum Ausdruck:

„Die Verantwortlichkeit des Halters eines
Fischereifahrzeugs, der eine Gesellschaft
oder eine natürliche Person sein kann, muß
ihren konkreten Ausdruck in einer echten
und ständigen Vertretung des betreffenden
Unternehmens an seinem Hauptstandort
finden.

Diesem Vertretungsanspruch ist durch die
Einrichtung eines Verwaltungsbüros des
Unternehmens an Land nachzukommen,
dessen Größe auf den Umfang der Unter­
nehmenstätigkeit abgestimmt ist und das die
technisch-kaufmännische Leitung für die
betreffenden Fischereifahrzeuge übernimmt
(Anheuerung, Löhne, Sozialleistungen, Ur­
laub, Steuerfragen, Reparaturen, Ausrü­
stung, Versorgung usw.)."

Im Rahmen der vorliegenden Rechtssachen
hat sie hinzugefügt:

„In diesem Zusammenhang kann der Mit­
gliedstaat weiterhin verlangen, daß eine vom
Eigentümer oder Betreiber des Fahrzeugs
bestimmte Person, die für die Tätigkeiten
dieses Verwaltungsbüros sowie für die Lei­
tung des betreffenden Fischereifahrzeugs
rechtlich verantwortlich ist, sich in seinem
Hoheitsgebiet aufhält" (siehe Nr. 8.1 ihrer
schriftlichen Erklärungen in der Rechtssache
C-221/89).

58. Meiner Ansicht nach sind all diese Mo­
dalitäten der Anwesenheit oder Vertretung
im Hoheitsgebiet des Flaggenstaats im Hin­
blick auf die Gemeinschaftsregelung der
Fangquoten nicht nur gerechtfertigt, son­
dern mit der Ausübung des Niederlassungs­
rechts im Bereich der Seefischerei untrenn­
bar verbunden. Es kann keine „Niederlas­
sung ohne Niederlassung" geben.
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59. Dies schließt nicht aus, daß der „Stand­
ort" allgemeine Weisungen von Seiten der
Eigentümer des Schiffes erhalten kann, die
in einem anderen Mitgliedstaat ansässig
sind, oder von einer Gesellschaft, die ihren
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal­
tung oder ihre Hauptniederlassung in einem
anderen Mitgliedstaat hat. Meiner Meinung
nach steht das fragliche Erfordernis allein
als solches, so wie es formuliert ist, dem
nicht entgegen: Es ist nämlich das Fischerei­
fabrzeug, das vom Vereinigten Königreich
aus operieren muß, und es ist sein Einsatz,
das heißt das Tätigwerden des Schiffes, der
vom Vereinigten Königreich aus geleitet
und überwacht werden muß. Dies schließt
nicht aus, daß die Vertretung an Land, die
sich mit der tatsächlichen Führung des
Schiffes befaßt, ob sie nun die Form einer
Tochtergesellschaft, einer Zweigniederlas­
sung, einer Agentur oder eines Verwal­
tungsbüros hat, der allgemeinen Kontrolle
der natürlichen oder juristischen Person un­
terworfen ist, die sie gegründet hat.

60. Ich bin schließlich der Auffassung, daß
die gleichen Grundsätze es einem Mitglied­
staat, der dies wünscht, erlauben, von den
Schiffen, die seine Flagge führen wollen, zu
verlangen, daß sie sich dazu verpflichten,
regelmäßig von einem Hafen des fraglichen
Landes aus zu operieren.

61. Mit anderen Worten ist die Vorausset­
zung, deren Zulässigkeit Sie im Urteil vom
14. Dezember 1989 (Jaderow, a. a. O.,
Randnrn. 28 ff.) im Rahmen des Quotensy­
stems anerkannt haben, auch als Vorausset­
zung des Rechts auf Registrierung zulässig,
da es sich um einen mit dem Begriff
der Niederlassung untrennbar verbundenen
Grundsatz handelt.

62. Teil c der umformulierten zweiten
Frage ist deshalb zu verneinen: Es ist einem
Mitgliedstaat nach dem Gemeinschaftsrecht

nicht untersagt, die Verleihung des Rechts
eines Schiffes zur Führung seiner Flagge da­
von abhängig zu machen, daß das Schiff
von diesem Mitgliedstaat aus operiert und
seine Einsätze von dort aus geleitet und
überwacht werden.

III — Zur Gemeinschaftsregelung der Fang­
quoten

63. Mit der dritten Frage in der Rechtssa­
che C-221/89 möchte das vorlegende Ge­
richt wissen, ob für die Beantwortung der
Frage 2 die Tatsache von Bedeutung ist,

„daß es nationale Fangquoten gibt, die den
Mitgliedstaaten im Rahmen der gemeinsa­
men Fischereipolitik zugeteilt werden".

Die Regierung des Vereinigten Königreichs
und die Regierungen mehrerer anderer Mit­
gliedstaaten vertreten in der Tat die Auffas­
sung, daß nationale Maßnahmen der fragli­
chen Art, falls sie gegen die vorgenannten
Artikel des Vertrages verstießen, im Hin­
blick auf die Gemeinschaftsregelung der
Fangquoten und ihre Ziele dennoch ge­
rechtfertigt seien.

64. Es sei daran erinnert, daß der Gerichts­
hof im Urteil vom 14. Dezember 1989
(Jaderow, a. a. O.) für Recht erkannt hat,
daß es

„beim derzeitigen Stand des Gemeinschafts­
rechts ... einem Mitgliedstaat nicht untersagt
[ist], bei der Zulassung eines seiner Schiffe
zum Fischfang unter Ausnutzung nationa­
ler Fangquoten Bedingungen aufzustellen,
durch die sichergestellt werden soll, daß das
Schiff eine wirkliche wirtschaftliche Bezie­
hung zu diesem Staat aufweist, wenn diese
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Beziehung nur das Verhältnis zwischen den
Fischereitätigkeiten dieses Schiffes und der
von der Fischerei abhängigen Bevölkerung
sowie den damit verbundenen Gewerbe­
zweigen betrifft" (Nr. 1 des Tenors).

Er ist zu diesem Schluß gelangt, nachdem er
festgestellt hat, daß das durch die Verord­
nung Nr. 170/83 des Rates eingeführte
Quotensystem eine Ausnahme von dem in
Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr.
101/76 enthaltenen Grundsatz des gleichen
Zugangs zu den Fischbeständen darstellt
(Randnr. 24).

65. In Randnummer 25 des Urteils Jaderow
hat der Gerichtshof aus dieser Feststellung
gefolgert, daß die

„Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten in
Ausübung ihrer Befugnis nach Artikel 5 Ab­
satz 2 der Verordnung Nr. 170/83 ergreifen
dürfen, um bestimmte unter ihrer Flagge
fahrende Schiffe von der Ausnutzung ihrer
nationalen Quoten auszuschließen, ... folg­
lich nur gerechtfertigt [sind], wenn sie zur
Erreichung des ... Ziels der Quoten geeignet
und erforderlich sind",

wonach

„jedem Mitgliedstaat ein Anteil an der zu­
lässigen Gesamtfangmenge der Gemein­
schaft gewährleistet werden [soll], der sich
im wesentlichen nach den Fangmengen be­
mißt, die vor Einführung des Quotensy­
stems im Rahmen der herkömmlichen Fi­
schereitätigkeiten anfielen und die der von
der Fischerei abhängigen ortsansässigen Be­
völkerung sowie den mit der Fischerei ver­
bundenen Gewerbezweigen in diesem Mit­
gliedstaat zugute kamen" (Randnr. 23).

66. Man muß sich jedoch fragen, ob das
Urteil Jaderow sowie das Urteil vom glei­
chen Tag in der Rechtssache C-3/87 (Age-
gate, Slg. 1989, 4459) irgendeine Bedeutung
für die Rechtssachen haben, die uns heute
beschäftigen. In diesen Urteilen hat der Ge­
richtshof nämlich die Frage der Vereinbar­
keit der betreffenden Bedingungen bezüg­
lich des quotenfreien Fischfangs mit dem
Gemeinschaftsrecht ausdrücklich dahinge­
stellt sein lassen9 und seine Prüfung auf die
Frage beschränkt, ob und in welchem Um­
fang das Gemeinschaftsrecht es einem Mit­
gliedstaat erlaubt, mittels der genannten Be­
dingungen diejenigen Schiffe seiner Fische­
reiflotte zu bestimmen, die unter Ausnut­
zung seiner nationalen Fangquote fischen
dürfen. Das Gesetz von 1988, um das es
hier geht, regelt jedoch nicht den Zugang
zu Fangquoten, sondern die Registrierung
der Fischereifahrzeuge und stellt folglich
Bedingungen für den Zugang zu sämtlichen
Tätigkeiten im Bereich der Seefischerei auf,
einschließlich des Fangs von Arten, die kei­
nen Quoten unterliegen.

67. Auf der anderen Seite ergibt sich die
vom Gerichtshof in Randnummer 25 des
Urteils Jaderow anerkannte Befugnis der
Mitgliedstaaten, bestimmte Schiffe von der
Ausnutzung ihrer nationalen Quote auszu­
schließen, aus Artikel 5 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 170/83, wonach die

„Mitgliedstaaten ... in Übereinstimmung mit
den geltenden Gemeinschaftsbestimmungen
die Einzelheiten für die Nutzung der ihnen
zugeteilten Quoten festlegen]".

Diese Befugnis kann nur für Schiffe ausge­
übt werden, die die Flagge des betreffenden
Staates führen oder dort registriert sind.
Folglich stellen die Voraussetzungen für die
Registrierung von Fischereifahrzeugen, ob­
wohl sie — ganz wie die Voraussetzungen

9 — Siehe Urteile Agegate, Randnr. 11, und Jaderow,
Randnr. 12.
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für die Gewährung von Lizenzen — den
Zugang zu Fischereitätigkeiten einschließ­
lich des Fangs von Arten, die keinen Quo­
ten unterliegen, regeln können, keine Maß­
nahmen zur Nutzung nationaler Quoten im
Sinne von Artikel 5 Absatz 2 dar. Falls sie
im übrigen für sich genommen Maßnahmen
darstellen sollten, die der Erhaltung der
Fischbestände dienen — was angesichts des
Urteils vom 19. Januar 1988 (Pesca Valen­
tia, a. a. O., Randnr. 11) für Voraussetzun­
gen, die an die Eigenschaften natürlicher
oder juristischer Personen geknüpft sind,
die Eigentümer oder Betreiber von Fische­
reifahrzeugen sind, sehr zweifelhaft ist —,
würden sie „vollständig und endgültig" in
die Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen
(siehe Urteil Pesca Valentia, Randnr. 10), so
daß sie von den Mitgliedstaaten im Prinzip
nur aufgrund einer ausdrücklichen und ein­
deutigen Übertragung dieser Befugnis fest­
gelegt werden könnten.

68. Ich schließe aus diesen Ausführungen,
daß ein Hinweis auf die Ziele des gemein­
schaftlichen Quotensystems nicht dazu die­
nen kann, nationale Regelungen auf dem
Gebiet der Registrierung von Fischereifahr­
zeugen zu rechtfertigen, selbst wenn sie nur
auf diejenigen dieser Fahrzeuge anwendbar
sind, die zum Fang von Fischarten bestimmt
sind, die Quoten unterliegen.

69. Wenn ich es richtig verstanden habe,
war dies auch die Schlußfolgerung, zu der
die Kommission in ihren schriftlichen Erklä­
rungen in der Rechtssache C-221/89 ge­
langt war, die sie vor der Verkündung der
Urteile in den Rechtssachen Jaderow und
Agegate eingereicht hat. In ihrem nach die­
ser Verkündung vorgelegten Erwiderungs­
schriftsatz in der Rechtssache C-246/89 hat
sie jedoch angesichts dieser Urteile, das
heißt im Hinblick auf die Ziele des Quoten­
systems, auch die Vereinbarkeit der Staats­
angehörigkeitsvoraussetzungen mit dem Ge­
meinschaftsrecht untersucht. Für den Fall,
daß Sie zu der Ansicht gelangen sollten, daß
die Registrierungsvoraussetzungen „Einzel­
heiten für die Nutzung der Quoten" im
Sinne von Artikel 5 Absatz 2 der Verord­

nung Nr. 170/83 sein können, möchte ich
daher hilfsweise hierzu ebenfalls Stellung
nehmen.

70. Im Urteil Agegate haben Sie in Rand­
nummer 25 entschieden, daß das Erforder­
nis eines Wohnsitzes an Land, das für 75 %
der Besatzungsmitglieder eines Schiffes un­
abhängig von der Staatsangehörigkeit gilt,
in keiner Beziehung zu der Zielsetzung des
Quotensystems steht und folglich durch
diese Zielsetzung nicht gerechtfertigt wer­
den kann. Logisch gesehen müssen Sie
deshalb bei den vorliegend beanstande­
ten Staatsangebörigkeitsvoraussetzungen erst
recht zum gleichen Ergebnis kommen. Den
Zugang zu den nationalen Quoten denjeni­
gen Fischereifahrzeugen vorzubehalten, die
eigenen Staatsangehörigen — die natürliche
oder juristische Personen sein können —
gehören oder von ihnen gechartert, geleitet
oder betrieben werden, ist nämlich weder
„geeignet" noch „erforderlich" dafür, daß
die Quoten der von der Fischerei abhängi­
gen Bevölkerung und den damit verbunde­
nen Gewerbezweigen zugute kommen. In
meinen Schlußanträgen in der Rechtssache
Agegate bildete die Feststellung, daß die
Wohnsitzbedingung unterschiedslos auf In­
länder wie auf Staatsangehörige der anderen
Mitgliedstaaten anwendbar ist, im übrigen
den ersten Teil der Argumentation, die mich
— im Gegensatz zu Ihnen — dazu veran­
laßt hatte, ihre Vereinbarkeit mit dem
Gemeinschaftsrecht anzunehmen (siehe
Nr. 57, Slg. 1989, 4483). Angesichts dessen,
daß die Quoten eingeführt wurden, um die
Interessen der von der Fischerei abhängigen
Bevölkerung zu schützen, bin ich im übri­
gen weiterhin davon überzeugt, daß es ge­
rechtfertigt ist, zu verlangen, daß die Besat­
zungen von Schiffen, die Arten fischen, für
die Quoten gelten, mehrheitlich oder sogar
zu 75 % aus Personen bestehen, die sich ge­
wöhnlich im Küstengebiet des fraglichen
Landes aufhalten. Die Wohnsitzbedingung
im Urteil Agegate enthielt diese Klarstellung
nicht, obwohl sie meiner Meinung nach
darin impliziert war. Vielleicht hätten Sie sie
akzeptiert, wenn sie ausdrücklich genannt
worden wäre.
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71. Da Sie aber entschieden haben, daß die
für die Besatzung geltende Bedingung eines
Wohnsitzes an Land keinen Bezug zu den
Zielen des Quotensystems hat, ist keinerlei

. Grund ersichtlich, der Sie zu der Auffassung
veranlassen könnte, daß die für die Gesamt­
heit der Eigentümer und Betreiber eines Fi­
schereifahrzeugs sowie für 75 % der An­
teilseigner und Geschäftsführer von Gesell­
schaften, die Eigentümer oder Betreiber ei­
nes solchen Fahrzeugs sind, geltenden Vor­
aussetzungen des Aufenthaltsortes und des Do­
mizils einen solchen Bezug haben könnten.

72. Hinzu kommt, daß Sie, wärend Sie im
Urteil Jaderow anerkannt haben, daß ein
Mitgliedstaat das Recht seiner Fischereifahr­
zeuge, unter Ausnutzung seiner nationalen
Fangquoten zu fischen, von der Vorausset­
zung abhängig machen kann, daß die
Schiffe eine wirkliche wirtschaftliche Bezie­
hung zu diesem Staat aufweisen, ausdrück­
lich auf die Klarstellung Wert gelegt haben,
daß diese Beziehung nur das Verhältnis
zwischen den ľischereitätigkeiten der Schiffe
und der von der Fischerei abhängigen Be­
völkerung sowie den damit verbundenen
Gewerbezweigen betreffen darf (Randnr.
27). Im übrigen haben Sie angesichts

„dieser sehr engen Definition der Bezie­
hung, von deren Bestehen ein Mitgliedstaat
die Zulassung eines Schiffes zur Ausnutzung
seiner Fangquoten abhängig machen darf"
(Randnr. 44),

die Ansicht vertreten, daß sich eine Beant­
wortung des zweiten Teils der Frage I d in
der Rechtssache Jaderow erübrigt; Sie ha­
ben damit jede Erheblichkeit bestimmter
Faktoren wirtschaftlicher, finanzieller und
steuerlicher Art, wie etwa der Tatsache,

„daß die Gesellschaften, in deren Eigentum
die betreffenden Fischereifahrzeuge stehen
oder die diese betreiben, nach den Rechts­
vorschriften des Vereinigten Königreichs
gegründet wurden, daß sie der Gesell­
schaftsteuer und der Mehrwertsteuer

im Vereinigten Königreich unterliegen..."
(Randnr. 42),

als Beweismittel für das Bestehen einer
wirklichen wirtschaftlichen Beziehung zwi­
schen dem Schiff und dem fraglichen Mit­
gliedstaat verneint.

Ebensowenig wie die Tatsache, daß eine
Gesellschaft, in deren Eigentum ein Fische­
reifahrzeug steht, nach den Gesetzen des
Vereinigten Königreichs gegründet wurde,
ist die Tatsache, daß sie ihren Hauptsitz im
Vereinigten Königreich hat und daß 75 %
ihrer Anteilseigner und Geschäftsführer dort
ihren Aufenthaltsort und ihr Domizil haben,
als Beweismittel für das Bestehen einer
wirklichen wirtschaftlichen Beziehung zwi­
schen den Tätigkeiten des Schiffes und der
von der Fischerei abhängigen Bevölkerung
sowie den damit verbundenen Gewerbe­
zweigen geeignet. Gleiches muß für den
Aufenthaltsort und das Domizil natürlicher
Personen gelten, die Eigentümer eines
Schiffes sind. Erst recht kann das Erforder­
nis, daß alle Eigentümer ihren Aufenthalts­
ort und ihr Domizil im Vereinigten König­
reich haben, angesichts der Ziele des Quo­
tensystems nicht gerechtfertigt werden.

73. Im übrigen ist festzustellen, daß die ein­
zige Bedingung, die Sie im Urteil Jaderow
als durch das Quotensystem gerechtfertigt
angesehen haben, gerade die Tätigkeiten
der Schiffe betrifft. Es handelt sich um die
Bedingung, daß die Schiffe in der Regel von
einem inländischen Hafen aus operieren
(Randnr. 28) und daß sie deshalb mit einer
gewissen Periodizität in einem inländischen
Hafen anwesend sind (Randnr. 40). Wie ich
bereits weiter oben gesagt habe, ist diese
Regel meiner Meinung nach aber nur Aus­
druck der allgemeineren Regel, daß das
Schiff vom Flaggenstaat aus operieren muß
und daß sein Einsatz vom Gebiet dieses
Staates aus geleitet und überwacht wird. Die
hauptsächliche Rechtfertigung für diese
Verpflichtung ist folglich im Begriff der
Niederlassung zu finden, selbst wenn sie zu­
sätzlich durch das Quotensystem gerechtfer­
tigt werden kann.
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74. Die irische Regierung hat vorgetragen,
daß die streitigen Voraussetzungen gemäß
Artikel 56 Absatz 1 EWG-Vertrag gerecht­
fertigt seien. Hierzu ist jedoch darauf hin­
zuweisen, daß nach der Rechtsprechung des
Gerichtshofes, da

„Artikel 56 EWG-Vertrag eine Ausnahme
von einem grundlegenden Prinzip des Ver­
trages vorsieht, ... er so ausgelegt werden
[muß], daß sich seine Wirkung auf dasje­
nige beschränkt, was zum Schutz der Inter­
essen notwendig ist, die er wahren will"l0.

Die bloße Annahme, daß der Schutz der
Rechte der ortsansässigen Fischer dem Be­
griff der öffentlichen Ordnung im Sinne
dieser Bestimmung unterfallen könnte,
zwingt aber zu der Feststellung, daß aus
dem Vorhergehenden folgt, daß die Vor­
aussetzungen der Staatsangehörigkeit sowie
des Aufenthaltsortes und des Domizils im
Hinblick auf dieses Ziel unverhältnismäßig
sind.

75. Folglich schlage ich vor, auf die dritte
Vorlagefrage in der Rechtssache C-221/89
zu antworten, daß die Existenz des Systems
der nationalen Fangquoten die Antworten
auf die zweite Frage nicht ändern kann.

IV — Zur Anwendung der beanstandeten
Voraussetzungen auf Fischereifahrzeuge, die
zuvor in dem alten Register eingetragen wa­
ren

76. Mit der vierten Vorlagefrage in der
Rechtssache C-221/89 möchte das nationale
Gericht im wesentlichen wissen, ob der
Grundsatz des Schutzes des berechtigten

Vertrauens der Einführung neuer Registrie-
rungsvoraussetzungen der hier vorliegenden
Art entgegensteht, die dazu führen können,
daß Fischereifahrzeugen, die in einem Mit­
gliedstaat ordnungsgemäß registriert sind,
ihre Registrierung und damit ihr Recht, zu
fischen und ihre Fänge auf die diesem Mit­
gliedstaat zugeteilten Fangquoten anrechnen
zu lassen, entzogen wird.

77. Hinsichtlich der Voraussetzungen der
Staatsangehörigkeit und des Aufenthalts
wird diese Frage logischerweise gegen­
standslos, wenn man annimmt — wie ich es
Ihnen vorschlage —, daß diese Vorausset­
zungen auf jeden Fall gegen das Gemein­
schaftsrecht verstoßen.

78. Nach ihrem Wortlaut scheint die Frage
sich nicht auf die Voraussetzung des Be­
triebs des Schiffes vom Flaggenstaat aus zu
beziehen, sondern allein die Fälle zu betref­
fen, in denen ein Schiff infolge der Einfüh­
rung der neuen Registrierungsvoraussetzun-
gen seine Flagge verliert, weil seine Eigentü­
mer und Betreiber Angehörige anderer Mit­
gliedstaaten sind und dort ihren Aufent­
haltsort und ihr Domizil haben.

79. Um jedes Mißverständnis zu vermeiden,
möchte ich jedoch hinzufügen, daß die
förmliche Einführung der Voraussetzung
des Betriebs des Schiffes vom nationalen
Hoheitsgebiet aus das berechtigte Vertrauen
von niemandem verletzen kann, da sie mit
dem Begriff der Niederlassung untrennbar
verbunden ist. Außerdem ist zu bemerken,
daß das britische Gesetz zwar am 1. De­
zember 1988 in Kraft trat, daß jedoch die
nach der früheren Regelung vorgenomme­
nen Registrierungen gemäß Artikel 13 des
Gesetzes von 1988 bis zum 31. März 1989
wirksam blieben, so daß den Eigentümern
und Betreibern, die diese Voraussetzung in10 — Siehe Urteil vom 26. April 1988 in der Rechtssache 352/85

(Bond van Adverteerders, Sig. 1988, 2085, Randnr. 36).
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der Vergangenheit möglicherweise nicht er­
füllten, eine angemessene Übergangsfrist
eingeräumt wurde, um ihr nachkommen zu
können.

80. Ich schlage Ihnen daher vor, die vierte
Frage in der Rechtssache C-221/89 zu ver­
neinen, anstatt zu sagen, daß sie gegen­
standslos geworden ist.

Ergebnis

81. In Anbetracht all dieser Erwägungen schlage ich Ihnen vor, in der Rechtssache
C-221/89 wie folgt für Recht zu erkennen:

1) Es ist gegenwärtig zwar Sache des betroffenen Mitgliedstaats, darüber zu ent­
scheiden, ob ein Schiff berechtigt ist, in diesem Staat registriert zu werden. Der
Mitgliedstaat muß dabei jedoch die Grundsätze und die einschlägigen Bestim­
mungen des Gemeinschaftsrechts beachten.

2) a) Es ist einem Mitgliedstaat nach dem Gemeinschaftsrecht untersagt, als Vor­
aussetzung für die Eintragung eines Fischereifahrzeugs in sein nationales
Register zu verlangen, daß die Eigentümer und Betreiber eines solchen
Fahrzeugs, die natürliche oder juristische Personen sein können, oder 75 %
der Geschäftsführer und Anteilseigner einer Gesellschaft, die Eigentümer
oder Betreiber eines solchen Fahrzeugs ist, Angehörige dieses Staates sind,
selbst wenn die zuständige nationale Behörde gesetzlich ermächtigt ist, bei
bestimmten Personen von der Erfüllung dieser Voraussetzung abzusehen.

b) Es ist einem Mitgliedstaat nach dem Gemeinschaftsrecht untersagt, als Vor­
aussetzung für die Registrierung zu verlangen, daß die Eigentümer, Betrei­
ber, Anteilseigner und Geschäftsführer jeweils ihren Aufenthaltsort und ihr
Domizil in diesem Mitgliedstaat haben und, im Fall einer Gesellschaft, daß
diese dort ihren Hauptsitz hat.

c) Es ist einem Mitgliedstaat nach dem Gemeinschaftsrecht nicht untersagt, die
Verleihung des Rechts eines Schiffes zur Führung seiner Flagge davon ab­
hängig zu machen, daß das Schiff von diesem Mitgliedstaat aus operiert und
seine Einsätze von dort aus geleitet und überwacht werden.

3) Die Existenz des Systems der nationalen Fangquoten kann die Antworten auf
die zweite Frage nicht ändern.
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4) Die in der vierten Frage erwähnten Umstände können die Antworten auf die
zweite und die dritte Frage nicht ändern.

82. Aus diesen Antworten ergibt sich, daß die Vertragsverletzungsklage der Kom­
mission begründet ist und daß daher in der Rechtssache C-246/89 festzustellen ist,
daß das Vereinigte Königreich dadurch gegen seine Verpflichtungen aus den Arti­
keln 52 und 221 EWG-Vertrag verstoßen hat, daß es die in den Sections 13 und
14 des Merchant Shipping Act 1988 festgelegten Staatsangehörigkeitsvoraussetzun­
gen aufgestellt hat.

83. Zu den Kosten in der Rechtssache C-221/89 ist festzustellen, daß die Ausla­
gen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, der belgischen, der däni­
schen, der deutschen, der spanischen, der griechischen und der irischen Regierung
sowie der Regierung des Vereinigten Königreichs, die Erklärungen vor dem Ge­
richtshof abgegeben haben, nicht erstattungsfähig sind. Für die Parteien des Aus­
gangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden
Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses
Gerichts.

84. In der Rechtssache C-246/89 müßte die Regierung des Vereinigten König­
reichs die gesamten Kosten tragen, einschließlich der Kosten des Königreichs Spa­
nien, das als Streithelfer zur Unterstützung der Anträge der Kommission beigetre­
ten ist, jedoch mit Ausnahme der Kosten Irlands, das als Streithelfer zur Unter­
stützung der Anträge des Vereinigten Königreichs beigetreten ist.
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